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Jörn Leonhard

Geschichtskämpfe: 
Die Auseinandersetzung um die 
Kriegsschuld und die Gründung 
des Reichsarchivs nach dem 
Ersten Weltkrieg

Einleitung: Die Emotionali-
sierung der Kriegsschuld
Mehr als tausend Menschen waren am 
28. Juni 1919 zur Unterzeichnung des 
Versailler Vertrags im Spiegelsaal des 
Königsschlosses anwesend, der in drei 
Zonen aufgeteilt war. An einem Ende 
drängelten sich die Vertreter der inter-
nationalen Presse, die aus der Zeremo-
nie einen globalen Medienmoment ma-
chen sollten, am anderen saßen zum 
letzten Mal die internationalen Dele-
gationen. In der Mitte befand sich eine 
„hufeisenförmige Tafel“ für die Reprä-
sentanten der Entente und der Vereinig-
ten Staaten – noch einmal die Hierarchie 
der Sieger betonend. Genau in der Mitte 
nahm der französische Premierminis-
ter Georges Clemenceau als Gastgeber 
und Vorsitzender der Friedenskonferenz 
Platz. Davor war, in den Worten des bri-
tischen Diplomaten Harold Nicolsons, 
„wie eine Guillotine, der Tisch“ platziert, 
„an dem die Unterzeichnung vor sich 
gehen soll“. Der Effekt der Menge erin-
nerte Nicolson an die Spannung des Pu-
blikums vor einem Konzert.1

Vom Protokollchef der Friedenskonfe-
renz, William Martin, wurden Hermann 
Müller und Johannes Bell, die offiziel-

len Vertreter des Deutschen Reiches, 
schließlich zu ihren offiziellen Plätzen 
in einer Ecke des Saales geleitet. Zwi-
schen den Delegierten Japans und Uru-
guays nahmen sie Platz. Selbst dieser 
kurze Moment des 28. Juni 1919 war bis 
an die Grenze des Absurden symbolisch 
aufgeladen. In seinen Erinnerungen be-
richtete Hermann Müller von französi-
schen Zeitungsartikeln, die sich vor der 
Zeremonie in allen Details ausmalten, 
„die Unterschriften mit einem beson-
deren Federhalter vollziehen zu lassen, 
den die elsass-lothringischen Verbände 
Frankreichs und der französischen Ko-
lonien gestiftet hätten“. Müller stellte 
seine Reaktion als symbolische Selbst-
behauptung auf einen letzten Versuch 
der wahrgenommenen Demütigung 
Deutschlands vor den Augen der Welt 
dar. So habe er seinen eigenen Füllfe-
derhalter nach Versailles mitgebracht – 
anders als Johannes Bell, der „aus dem 
Hotel einen gewöhnlichen 5-Pfen-
nig-Federhalter“ mitgenommen habe, 
„den er in Zeitungspapier rollte und in 
seine Gehrocktasche steckte. Er zog ihn 
erst heraus, als wir aufgerufen wurden 
und damit unterzeichnete er.“ Wie alle 
vorhergehenden direkten Treffen der 
Deutschen mit den Siegermächten war 
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dieser Moment von der Nicht-Kommu-
nikation geprägt, deren Konsequenz da-
rin bestand, dass den geringsten Details 
und Gerüchten plötzlich eine enorme 
Bedeutung zugewiesen wurde. Müllers 
Bericht beleuchtete diese Eigendyna-
mik, die in vielen französischen Zeitun-
gen wiedergegeben wurde – allerdings 
in karikaturistischer Weise. So druckte 
eine Pariser Zeitung eine Zeichnung mit 
der Unterschrift „Das letzte Manöver der 
Boches: Hermann Müller unterzeichnet 
mit Geheimtinte.“2

Die in Bildern symbolisch verdichte-
te Emotionalisierung des Politischen, 
die in dieser skurrilen Szene aufschien, 
prägte das Kriegsende und die Suche 
nach einem stabilen Frieden nach 1918, 
und sie erklärte in besonderer Wei-
se die deutsche Wahrnehmung dieser 
Zeitenwende. Dabei unterschied etwas 
Grundlegendes die Verhandlungen in 
Paris ab Januar 1919 von allen früheren 
Friedenskonferenzen und Friedensver-
trägen der neueren Geschichte wie in 
Münster und Osnabrück 1648 oder in 
Wien 1815. Denn am 28. Juni 1919 kam 
es im Spiegelsaal zu einer Szene, die ex-
emplarisch für die emotionale Aufla-
dung der Friedensordnung durch mora-
lische Implikationen von Schuld stand. 
Bevor man die deutsche Delegation in 
den Saal führte, wurden fünf in ihren 
Gesichtern schwer verletzte französi-
sche Soldaten in der Nähe des Tisches 
platziert, an dem die deutschen Politiker 
ohne jede Aussprache die Dokumente zu 
unterzeichnen hatten. Der französische 
Premier Clemenceau unterstrich diese 
Geste noch, indem er den „cinq gueules 
cassés“ vor dem Eintritt der deutschen 
Delegation stumm die Hände schüttel-
te. Auf Hunderttausenden von Bildpost-
karten sollten die fünf Soldaten nach 
dem Friedensschluss zum Symbol der 

französischen Kriegsopfer werden – sie 
gaben durch ihre entstellten Physiogno-
mien dem Krieg erst recht ein Gesicht 
und erhöhten dadurch stellvertretend 
das Gewicht der Schuldfrage wie die 
Erwartungen an den Frieden.3

Diese hier nur skizzierte Problematik 
verweist auf den besonderen Komplex 
der Kriegsschuld, der unmittelbar mit 
der Entstehungsgeschichte des Reichs-
archivs vor 100 Jahren im Kontext des 
Versailler Vertrags zusammenhing – in 
einem engeren, institutionellen, aber 
auch einem weiteren Sinne. Einerseits 
war dessen Gründung eine direkte Folge 
des Versailler Vertrags: Weil Artikel 160 
die Auflösung des Großen Generalstabs 
anordnete, mussten dessen Bestände an 
militärischen Archivalien einer neuen 
Behörde zugeordnet werden. In diesem 
Zusammenhang schlug General Hans 
von Seeckt der Reichsregierung im Juli 
1919 vor, die Kriegsgeschichtliche Abtei-
lung in ein Reichsarchiv umzuwandeln. 
Seeckt kam als Leiter der militärischen 
Sachverständigenkommission der deut-
schen Friedensdelegation in Paris und 
ab Oktober 1919 erstem Chef des neu 
gegründeten Truppenamts als Nachfol-
georganisation des durch die Bestim-
mungen des Friedensvertrags aufgelös-
ten Generalsstabs große Bedeutung in 
dieser Übergangsphase zu. Andererseits 
standen Ursprünge und Gründung des 
Reichsarchivs 1919 exemplarisch für 
den zeitgenössischen Umgang mit his-
torischen Beständen, für deren Relevanz 
in den Konflikten um die Deutungsho-
heit über den Frieden von Versailles und 
den Kampf um die den Deutschen un-
terstellte Kriegsschuld.4 Darin liegt die 
paradigmatische Bedeutung dieses Bei-
spiels. Aus der Erfahrung von Krieg und 
Frieden nach 1918 verriet es etwas über 
die Mechanismen der Inwertsetzung, 
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die Instrumentalisierung und Instru-
mentalisierbarkeit von historischen Be-
ständen und kulturellem Wissen, über 
die politische und gesellschaftliche Be-
deutung, den Stellenwert von Archiven 
in einer dynamisch und krisenhaft ver-
änderten Welt.

Der Kampf um die Meinungen 
im Krieg und die Moralisierung 
der Politik seit dem Kriegsende
Mit den sich abzeichnenden Bedingun-
gen des Friedensvertrags verschärfte 
sich seit Anfang 1919 die deutsche De-
batte um die Kriegsschuld. Standen die 
Diskussionen in Paris wesentlich un-
ter dem Eindruck der Begründung für 
die Reparationen, so wirkte die Kriegs-
schulddebatte in Deutschland innen-
politisch hoch polarisierend. Um ihre 
emotionale Wucht nachvollziehen zu 
können, muss man ihre frühen Ur-
sprünge verstehen, denn nicht erst auf 
der Friedenskonferenz in Paris ging 
es um den Zusammenhang zwischen 
Schuld und Schulden.5

Der italienische Historiker Benedetto 
Croce wie der deutsche Soziologe Max 
Weber waren beide Repräsentanten 
der liberalen Bildungselite ihrer Län-
der. Aufmerksam hatten sie den Krieg 
und seine Auswirkungen auf die Ge-
sellschaften verfolgt. Aus unterschiedli-
chen Perspektiven begriffen sie, was ein 
besonders schweres Erbe des Krieges 
werden und die Suche nach innerem 
und äußerem Frieden belasten sollte: 
ein neues Verständnis von Schuld und 
eine aggressive Suche nach Schuldigen, 
sei es für den Ausbruch des Krieges im 
Sommer 1914, die Niederlage im Herbst 
1918 oder die in Deutschland als unge-
recht empfundenen Bestimmungen der 
Friedenskonferenz. Die auf Deutsch-
land bezogenen Strafbestimmungen, 

die Begründung der Reparationsforde-
rungen sowie die Ansätze für ein inter-
nationales Strafrecht, das sich gegen die 
führenden Repräsentanten der unterge-
gangenen Monarchie und Wilhelm II. 
persönlich wandten, verwiesen auf einen 
veränderten politischen Stellenwert der 
Kriegsschuld.

Ihre Ursprünge reichten jedoch viel 
weiter zurück. Bereits während des 
Krieges war unter den Bedingungen der 
dauernden Mobilisierung der Heimat-
fronten, der inneren Erschöpfung und 
sozialen Spannungen um die gerechte 
Verteilung der Kriegslasten ein Schuld-
komplex entstanden, dessen Symptome 
die Suche nach „Verrätern“, „Drückeber-
gern“ und „Spekulanten“, die Herrschaft 
des Verdachts und die permanente Zu-
spitzung von inneren Feindbildern ge-
wesen war. Stärker als zuvor stand die 
Politik aller Kriegsstaaten im Zeichen 
dieser Entwicklung, die den Krieg ei-
nerseits als Verbrechen erscheinen ließ 
und eine rechtliche Sanktion gegen die 
Urheber nahelegte und andererseits ei-
nen enormen Emotionalisierungsschub 
bedeutete. Zumal in Deutschland prägte 
dies die Wahrnehmung von Verrat und 
Demütigung. Jede Konzession erschien 
vor diesem Hintergrund wie ein Verrat 
an den unzähligen Kriegsopfern.6

Im Juni 1919, also genau im Monat der 
Unterzeichnung des Versailler Frie-
densvertrags, identifizierte Croce in der 
Kriegspublizistik zwei Idealtypen: „Ver-
antwortlichkeitsjäger“ und politische 
„Sittenrichter“ dominierten danach die 
Suche nach den Schuldigen am Krieg 
und leisteten einer bislang ungekann-
ten Moralisierung der Politik Vorschub, 
indem der Schuldbegriff vom Einzelnen 
auf ein ganzes Volk ausgedehnt und zu-
gleich personalisiert werde. Dagegen be-
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stand Croce darauf, dass ein Volk „nicht 
für seine Vergangenheit verantwortlich“ 
sei, „die ihm diese oder jene Gegenwart 
anweist und in dieser oder jener Art 
sein Handeln bestimmt und gestaltet“. 
Dennoch nehme überall die Zahl derer 
zu, „die sich darauf verlegt haben, über 
die kämpfenden Staaten und Völker ein 
sittliches Urteil zu fällen“.

Bei den russischen Bolschewiki und 
ihrer programmatischen Öffnung der 
Archive nach dem Oktober 1917 habe 
man diesen Grundzug zuerst erkannt. 
Sie hätten einen regelrechten Gerichts-
hof gebildet, der „alle Völker, im Namen 
der Moral, zur Verantwortung über ihre 
Kriegsziele und zu deren Prüfung vor-
lud, Schafe und Böcke sonderte“. Das 
öffentliche Tribunal im Namen einer 
Ideologie habe das Arkanum der Diplo-
matie verdrängt. Dahinter verbarg sich 
nichts weniger als ein Formwandel des 
Politischen, denn der Irrtum all dieser 
Vorgänge bestand für Croce darin, „die 
Politik als Moral zu behandeln, wäh-
rend die Politik – das ist die einfache 
Wahrheit – eben nur Politik und nichts 
anderes als diese ist“. Den Verantwor-
tungsjägern seiner eigenen Gegenwart 
warf Croce vor, damit aus der eigent-
lichen Verantwortung zu flüchten: 
„Wenn sie zum Beispiel die Kategorien 
des Strafrechtes“ auf den deutschen 
Kaiser anwandten, „so schütteln sie die 
Verpflichtung ab, Urteil und Strafe auf 
sich selbst anzuwenden“ 7.

Angesichts von Niederlage, Revolu-
tion und Waffenstillstand gewannen 
diese Moralisierung der Politik und 
der gleichzeitige Anspruch der Sieger-
mächte auf rechtliche Sanktion für das 
Verbrechen des Krieges für die deutsche 
Gesellschaft eine dramatische Dynamik. 
Mitte Dezember 1918 unterstützten Max 

Weber und sein Bruder Alfred die Be-
mühungen des Prinzen Max von Baden, 
der sich entschieden gegen öffentliche 
Schuldeingeständnisse auf deutscher 
Seite wandte, um so milde Friedensbe-
dingungen eines „Wilson-Friedens“ zu 
erreichen. Wichtig sei die selbstbewuss-
te Verteidigung, um die neue Republik 
nicht mit einem kollektiven Makel zu 
belasten.8

Mitten im langen Winter des Waffen-
stillstands, der Revolution und kurz 
nach der Eröffnung der Friedenskon-
ferenz hielt Max Weber am 28. Januar 
1919 seinen berühmten Vortrag „Politik 
als Beruf“ und ging in ihm explizit auf 
die Frage der Schuld am Krieg und im 
Krieg ein. Was sich scheinbar auf die 
in Paris versammelten Siegermächte 
bezog, konnten die Zuhörer und ab Juli 
1919 auch die Leser des Texts ebenso 
auf die innere Situation der deutschen 
Nachkriegsgesellschaft beziehen. We-
ber mahnte, endlich damit aufzuhören, 
„nach einem Kriege nach dem ‚Schuldi-
gen‘ zu suchen“. Es gebe ihn nicht, und 
alle Erfahrungen seit 1914 hatten We-
ber davon überzeugt, dass es die „Struk-
tur der Gesellschaft“ sei, die „den Krieg 
erzeugte“ – der Urheber des Weltkriegs 
konnte also nicht einfach ein Staat sein, 
dem man jetzt die Schuld zuwies.9

Vor allem plädierte Weber dafür, die 
moralische und emotionale Aufladung 
durch eine Orientierung an Sachpro-
blemen zu ersetzen. Die angemessene 
Haltung müsse daher lauten: „Wir ver-
loren den Krieg – ihr habt ihn gewon-
nen. Das ist nun erledigt: nun lasst uns 
darüber reden, welche Konsequenzen 
zu ziehen sind und entsprechend den 
sachlichen Interessen, die im Spiel wa-
ren, und – die Hauptsache – angesichts 
der Verantwortung vor der Zukunft, die 
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vor allem den Sieger belastet.“ Weber 
war überzeugt davon, dass der Streit um 
„unaustragbare Fragen der Schuld in 
der Vergangenheit“ notwendigerweise 
nur neue politische Schuld hervorbrin-
ge. Mit Schrecken blickte er auf eine 
Spirale von gegenseitigen Schuldvor-
würfen, die sich immer weiter selbst 
fortsetzen und so jeden Anlauf zu ei-
nem demokratischen Neubeginn belas-
ten mussten. Bei Weber klang hier die 
Idee des „wohltätigen Vergessens“ an, 
die auf die Oblivionsklauseln frühneu-
zeitlicher Friedensverträge zurückging 
und die seit dem Westfälischen Frieden 
von 1648 immer mit dem Prinzip der 
Gleichrangigkeit aller Vertragspartner, 
also von Siegern und Besiegten, ein-
hergegangen war. Der Krieg hatte nach 
dieser Vorstellung gleichsam ein Recht, 
sittlich begraben zu werden, damit 
nicht neues Unheil und immer neue 
Feindschaften aus ihm erwuchsen.10

Als Weber Ende Januar 1919 „Politik 
als Beruf“ formulierte, bezog er seine 
Forderung auf die Pariser Friedenskon-
ferenz und die neue deutsche Republik. 
Die Schuld am Ausbruch des Krieges 
oder an der Niederlage im Herbst 1918 
ließ sich je nach ideologischer Position 
instrumentalisieren. Das machte die 
besondere Überzeugungskraft dieser 
Narrative aus, in denen sich nationale 
Selbstbilder und historische Rechtfer-
tigungsmuster spiegelten. Deshalb war 
die Auseinandersetzung um Schuld und 
Verrat sehr viel mehr als nur ein Thema 
der in Paris verhandelten Außenpolitik 
oder der Innenpolitik der besiegten 
deutschen Gesellschaft. Sie wurde zu 
einem neuen Kulturkampf, der sich auf 
unterschiedlichen Ebenen entfaltete 
und die Kulturen des Politischen aller 
Nachkriegsgesellschaften tiefgreifend 
prägen sollte: erstens als Kompensa-

tion der Niederlage und ideologische 
Polarisierung im Zuge der sogenann-
ten Dolchstoßlegende, zweitens als 
versuchte Verrechtlichung der Politik 
durch die Strafbestimmungen des Ver-
sailler Vertrags, drittens als langfristige 
Moralisierung und Emotionalisierung 
der Politik, die weit über 1919 hinaus 
vom Schuld- und Verratskomplex be-
stimmt bleiben sollte, sowie viertens als 
„Krieg der Dokumente“, in dem Wissen-
schaft und Öffentlichkeit mobilisiert 
wurden. Und genau in diesem Zusam-
menhang kam den Archiven als kultu-
rellen Wissensspeichern eine plötzlich 
neuartige Rolle zu.

Mit der Mobilisierung von Millionen 
von Menschen, der dauernden Anspan-
nung der Kriegsgesellschaften und dem 
immer neu betonten Zusammenhalt 
zwischen Front und Heimat hatten sich 
bereits während des Krieges zahlreiche 
Verratsnarrative entwickelt. Sie spiegelten 
die Angst wider, dass die Burgfriedens-
schlüsse vom Sommer 1914 angesichts 
der immer höheren Opfer erodieren und 
die patriotischen Loyalitätsbekenntnisse 
brüchig werden könnten. Die Vorstellung 
ungleich verteilter Kriegslasten und des 
Betrugs an der Nation durch angebliche 
„Drückeberger“ und „Profiteure“ hatte 
die Frage nach Loyalität und Illoyalität 
ständig zugespitzt und innergesell-
schaftliche Feindbilder entstehen las-
sen. Das war ein Kennzeichen in allen 
Gesellschaften gewesen, die den Krieg 
erlebt hatten.

Im Moment der Niederlage verloren 
diese Verratsnarrative in den Siegernati-
onen zunächst an Bedeutung, während 
in Deutschland die Dolchstoß-Meta-
pher zur wichtigsten Erklärung für Nie-
derlage und Revolution, ja überhaupt 
zur ersten prominenten Erzählung des 
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Übergangs vom Krieg zum Frieden wur-
de. Am 18. November 1919 griff Paul von 
Hindenburg als ehemaliger Chef der 
Dritten Obersten Heeresleitung vor dem 
Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss, der die Umstände des deutschen 
Zusammenbruchs im Herbst 1918 klä-
ren sollte, auf die dem britischen Gene-
ral Frederick Maurice zugeschriebene 
Aussage zurück, die in einem Artikel der 
„Neuen Zürcher Zeitung“ vom Dezem-
ber 1918 wiedergegeben worden war: 
„Ein englischer General sagt mit Recht: 
‚Die deutsche Armee ist von hinten er-
dolcht worden‘ […] Wo die Schuld liegt, 
ist klar erwiesen. Bedürfte es noch eines 
Beweises, so liegt er in dem angeführten 
Ausspruch des englischen Generals und 
in dem maßlosen Staunen unserer Fein-
de über ihren Sieg.“11 

Bereits im Winter 1918/19 war es zu 
einer aggressiven deutschnationalen 
Kampagne gekommen, als ein Artikel 
in der „Deutschen Tageszeitung“ vom 
17. Dezember 1918 die Formulierungen 
von Maurice aufgenommen und sie in-
haltlich verzerrt hatte. Die deutsche Ar-
mee sei „von der Zivilbevölkerung von 
hinten erdolcht“ worden. Neben Hin-
denburg beteiligten sich als prominen-
te Akteure auch Oberst Max Bauer als 
politischer Berater Erich Ludendorffs 
und Ludendorff selbst an der Popula-
risierung dieser Erzählung, als er Ende 
Februar 1919 mit einem Brief an den 
führenden SPD-Politiker Philipp Schei-
demann auf dessen Vorwurf in seiner 
Regierungserklärung vor der National-
versammlung in Weimar reagierte, in 
der er ihn als „Hazardeur“ bezeichnet 
hatte. Der Alldeutsche Verband verab-
schiedete am Ende seiner Tagung in 
Bamberg am 16. Februar 1919 eine Re-
solution, die in mehr als 300.000 Exemp-
laren die Dolchstoßlegende aufnahm.12

Im März 1919 analysierte der Theolo-
ge und Publizist Ernst Troeltsch den 
Mechanismus der Metapher, die den 
inneren Feinden unterstellte antina-
tionale Haltung, die politische Instru-
mentalisierung gegen die neue demo-
kratische Republik und die Funktion 
des Dolchstoß-Narrativs während der 
Friedensverhandlungen der Sieger in 
Paris, als sich der Verrat an der Nation 
aus Schwäche fortzusetzen schien: „Es 
muss moralisch gegen die Mehrheit 
gehetzt werden, gegen die Sozialdemo-
kratie mit der Anklage der Vernichtung 
des Reiches, gegen die Demokratie mit 
dem Vorwurf, jüdisch, mammonistisch, 
undeutsch und international zu sein, 
gegen beide mit dem Stichwort ‚an-
tinational‘.“ Vor allem wies Troeltsch 
auf die Vervielfältigung des Dolch-
stoß-Narrativs im Zeitalter der moder-
nen Medien hin. Diese Kombination 
aus Entlastungsmotiv, moralischer Auf-
ladung und technisch-kommunikativer 
Verbreitung erwies sich als Motor für 
den innergesellschaftlichen Konflikt: 
„Der Bürgerkrieg von rechts, der ‚weiße 
Terror‘, ist nicht ausgeschlossen, und, 
wie schon immer im Zeitalter der Pres-
se und des Telegraphen, ist dabei die 
moralische Verhetzung das wichtigste 
Kriegsmittel.“13

Vor diesem Hintergrund wirkte die 
seit Kriegsende verschärfte Debatte 
um die unterstellte Schuld Deutsch-
lands am Ausbruch des Krieges in Max 
Webers Augen verheerend, und ent-
sprechend kritisch setzte er sich mit 
jenen radikalen Linken auseinander, 
die wie Kurt Eisner, Karl Kautsky und 
Friedrich Wilhelm Foerster die Schuld 
Deutschlands betonten, um den von 
ihnen geforderten demokratisch-repu-
blikanischen Neuanfang zu begründen. 
Am 20. März 1919 äußerte sich Weber 
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dazu in der „Frankfurter Zeitung“ und 
betonte die schwere Belastung, welche 
von der Schulddiskussion für die deut-
sche Position und die junge Republik 
insgesamt ausgehen müsse.14

Die Auseinandersetzung um die unter-
stellte oder zugewiesene Kriegsschuld 
hatte bereits zu Beginn des Krieges be-
gonnen. Der Kulturkrieg hatte seit Au-
gust 1914 die Organisation von Kriegs-
sammlungen in Museen, Bibliotheken 
und Archiven katalysiert. Die ungeheu-
re Dynamik der öffentlichen Wahrneh-
mung seit Kriegsende ist nur aus dieser 
Mobilisierung von Wissenschaft und 
Öffentlichkeit seit Sommer 1914 und 
gegenseitigen Propagandakampagnen 
zu verstehen, an die man Ende 1918 
nahtlos anknüpfen konnte. Mit groß an-
gelegten Farbbüchern und Quellenpu-
blikationen handelte es sich um einen 
regelrechten „Krieg der Dokumente“, 
der weit über das Ende der Friedenskon-
ferenz hinausreichen sollte.15

Diese Entwicklung hatte mit der Rus-
sischen Oktoberrevolution und dem 
Tabubruch der Bolschewiki eine neue 
Dynamik gewonnen. Indem sie im No-
vember 1917 die diplomatischen Akten 
und Geheimverträge des Zarenreiches 
freigaben, versuchten sie das alte Regi-
me prinzipiell zu diskreditieren und das 
eigene revolutionäre Selbstbewusstsein 
zu stärken. Zugleich waren sie davon 
überzeugt, dass der programmatische 
Bruch mit der Tradition der kapitalisti-
schen und imperialistischen Diploma-
tie vor 1914 einen wichtigen Stimulus 
für die Weltrevolution bedeutete. Ge-
rade Anhänger der radikalen Linken in 
Deutschland nahmen diese Idee auf: In 
ihren Augen bot die systematische Pu-
blikation von Aktenmaterial die Gele-
genheit, den Bruch mit dem Kaiserreich 

unwiderruflich zu vollziehen – damit 
aber wurden die Archive jetzt zu einem 
entscheidenden Reservoir der Überlie-
ferung, die sich zur politischen Instru-
mentalisierung und dem Kampf um die 
Deutungshoheit in der Öffentlichkeit 
eignete. Das hatte immer zugleich eine 
innen- und gesellschaftspolitische Di-
mension und bedingte eine außenpo-
litische Neupositionierung, wenn man 
auf bessere Ausgangsbedingungen auf 
der Friedenskonferenz hoffte.

Vor diesem Hintergrund geriet die 
Schuldfrage seit Herbst 1918 zum 
Zentrum der deutschen Perspektiven 
auf den künftigen Frieden und die 
Glaubwürdigkeit der Sieger, zumal des 
amerikanischen Präsidenten Wilson. 
Innerhalb kürzester Zeit wurden jetzt 
zahlreiche Institutionen und Orga-
nisationen mobilisiert, um nach dem 
Kriegsende im internationalen Wett-
lauf um die Deutungshoheit bestehen 
zu können. Bereits im Dezember 1918 
wurde im Berliner Auswärtigen Amt 
zunächst das sogenannte „Spezialbüro 
Bülow“ gegründet, aus dem in den 
kommenden Wochen und Monaten ein 
weit verzweigtes Kriegsschuldreferat 
entstand, das systematisch Material für 
die deutsche Delegation auf der bevor-
stehenden Friedenskonferenz zusam-
mentrug.

Die Expansion des Kriegsschuldreferats 
reflektierte nicht nur die fundamentale 
Bedeutung des Schuldkomplexes in der 
deutschen Gesellschaft, sondern auch 
die Vielfalt von Multiplikatoren und Ka-
nälen, aber auch die alliierten Vorwür-
fe, die sich bereits während des Krieges 
abgezeichnet hatten. 1929 schilderte 
der bekannte Staatsrechtler und Pazifist 
Hermann Kantorowicz das umfassende 
Netzwerk des Kriegsschuldreferats als 
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eine riesenhafte Organisation, ein Exem-
pel bürokratisch mäandernder Moder-
nität, die „über eigene parlamentarische, 
diplomatische, offiziöse, wissenschaft-
liche, pädagogische, journalistische, 
buchhändlerische, kaufmännische, mi-
litärische, kirchliche Unterorganisa-
tionen und Veranstaltungen“ verfüge. 
Dazu gehörten „Amtsstellen, Büros, Ver-
eine, Verbandsausschüsse, Verlagsbe-
triebe, Sammelwerke, Schriftenreihen, 
Aktenveröffentlichungen, Zeitschrif-
ten, Korrespondenzen, Ausstellungen, 
Enqueten, Beleidigungsprozesse, Flug-
blätterversand, Bearbeitung von Aus-
wanderern und Auslandsdeutschen, 
Petitionen, Archive, Schulungswochen, 
Kinoaufführungen, Vortragsreisen, öf-
fentliche Kundgebungen, Schriftenaus-
lage (in Wartesälen, Lesehallen, Kran-
kenhäusern und auf Dampfern) und so 
weiter, wobei überall die Kriegsschuld-
propaganda teils als Haupt-, teils als 
Nebenzweck betrieben wird“16.

Mit dem Kriegsschuldreferat bereite-
te man sich im Auswärtigen Amt akri-
bisch darauf vor, dem seit November 
1918 absehbaren dreifachen Vorwurf 
der Siegermächte gegenüber dem Deut-
schen Reich zu begegnen. Danach hät-
ten die Mittelmächte, aber vor allem 
das Deutsche Reich, den Weltkrieg vor 
1914 geplant, im Sommer 1914 bewusst 
ausgelöst und dann unter Bruch völker-
rechtlicher Normen geführt, wie zumal 
die Verletzung der belgischen Neutrali-
tät und das Verhalten gegenüber der Zi-
vilbevölkerung in den besetzten Gebie-
ten gezeigt hätten. 

Dem Kriegsschuldreferat kam vor die-
sem Hintergrund eine Aufgabe zu, die 
der im Dezember neu berufene Chef 
des Auswärtigen Amtes, Graf Ulrich von 
Brockdorff-Rantzau als Teil seiner Vor-

bereitung auf die Pariser Friedenskon-
ferenz begriff: eine gezielte Öffentlich-
keits- und Pressearbeit. Dazu wurden 
nationale und internationale Zeitungen 
mit entsprechendem Material versorgt, 
um die Vorwürfe der Siegermächte zu 
entkräften. Insgesamt sollte das Referat 
die vielen verschiedenen Bemühungen 
zur Entlastung Deutschlands bündeln 
und so Meinungslenkung betreiben.

Brockdorff-Rantzau versprach sich da-
von, die Glaubwürdigkeit eines nach der 
Revolution demokratisierten Deutsch-
lands in konkreten Friedensverhand-
lungen zu verbessern und durch die 
internationale Presse die Siegermächte 
unter Druck zu setzen. Doch scheiter-
te diese Taktik in Paris. Denn hier do-
minierte die emotionale Zuspitzung 
des Schuldvorwurfs. Sie dominierte die 
deutsche Wahrnehmung des Friedens. 
Nicht die konkreten Beratungen in den 
Kommissionen, etwa zur Begründung 
des Artikels 231 des Versailler Vertrages 
aus der juristischen Logik der Reparati-
onszahlungen, stand im Vordergrund, 
sondern eine moralisierte Politik, eine 
symbolische Politik der Demütigung. 
Sie reichte von der Stilisierung der Frie-
denskonferenz als Tribunal über das den 
Deutschen unterstellte Verbrechen des 
Krieges, über den Zusammenhang von 
Schuld und Schulden in der Reparati-
onsfrage und die Anklage Wilhelms II. 
bis zur Mantelnote der Alliierten vom 
16. Juni 1919 als Antwort auf die deut-
schen Gegenvorschläge zum Entwurf 
des Friedensvertrags.17

Wie in keinem offiziellen Dokument 
der Friedenskonferenz zuvor wurde der 
Krieg hier als deutsches Menschheits-
verbrechen dargestellt. Die Siegermäch-
te hielten es demnach „für erforderlich, 
ihre Antwort mit einer scharf umrisse-
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nen Darlegung ihres Urteils über den 
Krieg zu beginnen, ein Urteil, welches 
tatsächlich und letzten Endes dasjenige 
der Gesamtheit der zivilisierten Welt 
ist. Nach der Anschauung der alliierten 
und assoziierten Mächte ist der Krieg, 
der am 1. August 1914 zum Ausbruch 
gekommen ist, das größte Verbrechen 
gegen die Menschheit und gegen die 
Freiheit der Völker gewesen, welches 
eine sich für zivilisiert ausgebende Na-
tion jemals mit Bewusstsein begangen 
hat.“ Hier entstand der Eindruck einer 
aggressiven Kontinuität der deutschen 
Politik, die alles daran gesetzt habe, 
„zwischen den Nationen an Stelle der 
Freundschaft Feindschaft und Argwohn 
zu säen“. Die Mantelnote machte diesen 
Generalvorwurf zum Leitmotiv: „Das 
Verhalten Deutschlands ist in der Ge-
schichte der Menschheit fast beispiellos. 
Die schreckliche Verantwortlichkeit, 
die auf ihm lastet, lässt sich in der Tat-
sache zusammenfassend zum Ausdruck 
bringen, dass wenigstens sieben Milli-
onen Tote in Europa begraben liegen, 
während mehr als zwanzig Millionen 
Lebende durch ihre Wunden und ihre 
Leiden von der Tatsache Zeugnis able-
gen, dass Deutschland durch den Krieg 
seine Leidenschaft für die Tyrannei hat 
befriedigen wollen.“18

Die Auseinandersetzung  
um die Kriegsschuld als Trauma 
der Weimarer Republik und der 
Krieg der Dokumente
Gestempelt war der Frieden genau 2,5 
Zentimeter hoch. Genau so groß waren 
die Buchstaben, mit denen der Ingeni-
eur Nikolaus Andersen, der auf der Ger-
maniawerft in Kiel arbeitete, das Wort 
in sein Tagebuch stempelte: „Sonn-
abend, 28. Juni 1919. Immer noch stark 
bedeckt. Sieht nach Regen aus, Tempe-
ratur mehr zur milde [sic!] neigend […] 

In Paris wird um 4 [Uhr] endlich der 
FRIEDE unterzeichnet von Müller und 
Dr. Bell. Einfache Zeremonie.“19 Spiegel-
te Andersens private Eintragung die Er-
leichterung vieler Deutscher nach den 
langen Wochen höchster Anspannung 
wider, strahlte bei anderen aus dem 
Kontrast zur bedrückenden Gegenwart 
der idealisierte August 1914 umso hel-
ler. Harry Graf Kessler, der Flaneur des 
Wilhelminismus, vermerkte in seinem 
Tagebuch am 4. August 1919 aus Ber-
lin: „Heute vor fünf Jahren! … Nur fünf 
Jahre! Und doch ein Jahrhundert, das 
zwischen damals und heute liegt: eine 
Weltepoche! Ich entsinne mich, dass 
wir uns scheuten, in Uniform über die 
Straße zu gehen, wegen der Ovationen, 
die wir lächerlich fanden.“20

Seit dem Frühjahr 1919 dominierte 
in der jungen deutschen Republik der 
nach innen gewandte Hass auf die an-
geblichen Verräter, der die deutsche 
Gesellschaft und Politik spaltete. Die 
radikale Rechte machte aus dem Wi-
derstand gegen die Bestimmungen des 
Friedensvertrags von Anfang an einen 
Kampf um die Ehre der Nation. Ihre De-
mütigung lastete man den Vertretern 
der Republik an, ob in Weimar beim Be-
schluss zur Annahme des Vertrags oder 
in Versailles bei der Unterzeichnung. 
Zahllose Publikationen und bildliche 
Darstellungen verunglimpften seit 
Juni 1919 die politische Führung der 
Republik als feige Erfüllungsgehilfen 
der Siegermächte. Im Entwurf einer 
„Anerkennungs-Urkunde für die zwei 
Unterschreiber des Schandfriedens“, 
entstanden nach dem 28. Juni 1919, wa-
ren die angeblichen „Verräter“ Müller 
und Bell an ihrer rechten Hand an eine 
öffentliche Wand genagelt und wurden 
von einer wütenden Menschenmenge 
mit Steinen beworfen.21

21Forum  •  100 Jahre Reichsarchiv

Grußwort    Festvortrag    Gründung    Militär    GStA    RGVA    NS-Belastungen    ZStA    Bundesarchiv



Dass die Empörung über den Versailler 
Vertrag und die Ablehnung des Schuld-
vorwurfs keine integrative Wirkung 
entfalteten, sondern die Polarisierung 
der politischen Debatten noch einmal 
steigerten, erwies sich exemplarisch in 
den Debatten der Nationalversamm-
lung. Seit dem Sommer 1917 war der 
Ausweg aus dem Weltkrieg unmittelbar 
mit der konstitutionellen Entwicklung 
des Deutschen Reiches verknüpft ge-
wesen. Dieser Zusammenhang setzte 
sich nun noch einmal fort, als die Nati-
onalversammlung im Juli zunächst den 
Friedensvertrag ratifizierte und dann 
die neue Verfassung verabschiedete. 
Elf Tage nach der Zeremonie im Spie-
gelsaal des Schlosses von Versailles, 
am 9. Juli, wurde der Friedensvertrag 
von der Nationalversammlung mit 
208 Stimmen aus Zentrum, SPD und 
USPD gegen 116 Stimmen der DDP, 
DVP und DNVP ratifiziert. Das bürger-
lich-liberale Lager wies damit jenen 
Parteien die Verantwortung für die 
Beendigung des Krieges zu, die nach 
1871 immer wieder als „innere Reichs-
feinde“ stigmatisiert worden waren. Vor 
der Verabschiedung der Verfassung am 
31. Juli kam es am 25. Juli zu einer aufse-
henerregenden Debatte, die sich um die 
Schuldfrage drehte.22

Nachdem Albrecht von Graefe als Spre-
cher der DNVP den Regierungsparteien 
vorgeworfen hatte, das Reich seit 1917 
systematisch in den Untergang getrie-
ben zu haben, reagierte der führende 
Zentrumspolitiker Matthias Erzberger 
mit einer bemerkenswerten Rede, in 
der er das Grundproblem Deutschlands 
in der unkontrollierten Machtfülle des 
Militärs erkannte. Militärführung und 
Regierung hätten sich bereits 1917 ge-
weigert, die von der Reichstagsmehrheit 
geforderte Friedenspolitik umzusetzen, 

stattdessen mit hohem Risiko auf einen 
Siegfrieden gesetzt und am Ende alles 
verloren: „Deutschland hatte ja vier 
Jahre überhaupt keine politische Regie-
rung, sondern eine Militärdiktatur. Das 
ist das Unglück des deutschen Volkes, 
dass es die Militärs allein herrschen und 
die Politik der ruhigen Vernunft und 
der sachlichen Erwägung nicht zu Wor-
te kommen ließ.“ Daher hätten in letz-
ter Konsequenz diejenigen den Krieg 
verloren, „welche den handgreiflichsten 
Möglichkeiten eines maßvollen und 
würdigen Friedens immer wieder einen 
unvernünftigen, trotzigen und verbre-
cherischen Eigensinn entgegenstellten. 
Sie haben mit ihren Agitationen und 
Machtmitteln den Krieg verloren, weil 
Sie den Frieden, wo er dem deutschen 
Volke noch erträglich schien, leichtsin-
nig weggeworfen haben.“ Den jetzigen 
Frieden habe man akzeptieren müssen, 
weil „Sie den Frieden, als es noch Zeit 
war, zurückgewiesen und zu Boden 
gestampft haben, den Frieden, den Aus-
gleich, der die alten Grenzen des Reichs 
aufrecht erhalten sollte, abgelehnt 
haben“. Die Parteien der Regierung 
hätten durch den Waffenstillstand und 
den Frieden daher für die Schuld der 
anderen gebüßt. „Diese Schuld“, so stell-
te Erzberger unter dem stürmischen 
Beifall des Zentrums und der SPD fest, 
„werden Sie niemals los, und wenn 
Sie hundertmal ihre Hände durch ein 
‚Nein‘ in Unschuld waschen“23.

Doch die Auseinandersetzung mit 
dem Versailler Vertrag ging weit über 
die politische Auseinandersetzung im 
Parlament hinaus und prägte Wissen-
schaft und Öffentlichkeit. Sowohl die 
deutschen Nobelpreise des Jahres 1918 
als auch die Gründung der neuen Uni-
versität zu Köln im Sommer 1919, nach 
dem Verlust Straßburgs nun die west-
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lichste deutsche Universität, aber auch 
das Bauhaus, die Volkshochschulen und 
die Gründung der Notgemeinschaft der 
deutschen Wissenschaft 1920 ließen 
sich als Teil einer kulturellen Selbstbe-
hauptung deuten. Im Zentrum relevan-
ter Wissenschaften standen dabei nicht 
zufällig schon bald Juristen und Histori-
ker. Der Staatsrechtler Philipp Zorn kri-
tisierte, der Friedensvertrag sei nichts 
als „ein furchtbarer und schreiender 
Widerspruch zur Rechtsidee“24. Es sei, so 
der führende Staats- und Völkerrechtler 
Erich Kaufmann 1926, Wahnsinn ge-
wesen, „einen Friedensvertrag auf den 
Grundsätzen der strafenden Gerech-
tigkeit aufzubauen“25. So wurden Völ-
kerrecht und Geschichtswissenschaft 
immer stärker zu Hilfsdisziplinen im 
Deutungskampf gegen die Sieger, ge-
gen das empfundene Diktat, gegen die 
unterstellte Schuld und gegen den Völ-
kerbund als Instrument der Sieger. Im 
Werk Carl Schmitts bildeten Weimar, 
Versailles und Genf geradezu eine nega-
tive Einheit, um seine eigenen Positio-
nen und Begriffe davon abzusetzen.26

Gerade Historikern kam dabei eine be-
sondere Rolle zu, etwa um den angeb-
lichen Dolchstoß nachzuweisen.27 Nach 
der Unterzeichnung des Friedensver-
trages setzte die Nationalversammlung 
am 29. August 1919 einen parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss ein, der 
die Entscheidungsprozesse während des 
Krieges klären sollte und bis 1932 exis-
tierte. Durch Zeugenvernehmungen 
wurde der Ausschuss zu einer Bühne für 
ehemalige Akteure wie Ludendorff, aber 
auch für Wissenschaftler und Experten, 
wie die Auftritte des Historikers Hans 
Delbrück und des Militärpublizisten 
Bernhard Schwertfeger bewiesen. Dabei 
verwandelte sich der Ausschuss immer 
mehr von einer parlamentarischen In-

stitution in ein politisches Forum, das 
sich außerhalb des Parlaments instru-
mentalisieren ließ.28 

Auch das Kriegsschuldreferat des Aus-
wärtigen Amtes setzte seine Arbeit fort 
und verknüpfte dabei außen- und in-
nenpolitische Funktionen. Den von 
der Nationalversammlung eingesetz-
ten Untersuchungsausschuss hielt man 
nach dem Sommer 1919 gezielt davon 
ab, Dokumente zu veröffentlichen, aus 
denen sich eine Belastung Deutschlands 
ergeben hätte. Wie im Krieg hielt man 
an der Vorstellung fest, dass eine geziel-
te Kontrolle der öffentlichen Meinung 
möglich sei. Aber wie vor 1918 funkti-
onierte diese Meinungslenkung trotz 
aller Anstrengungen bei der Auswahl 
der Dokumente auch jetzt nicht in der 
erwünschten Weise.29 

Das zeigte sich exemplarisch am Schick-
sal des Staatsrechtlers Hermann Kanto-
rowicz, der zwischen 1923 und 1929 im 
Auftrag des Untersuchungsausschus-
ses arbeitete. In seinem „Gutachten zur 
Kriegsschuldfrage“ vertrat er entgegen 
der offiziellen Argumentation nicht den 
Standpunkt einer notwendigen Revision 
des Versailler Vertrages, sondern beton-
te im Gegensatz zu der von ihm erwar-
teten Entlastung Deutschlands die be-
sondere Verantwortung des Deutschen 
Reiches für den Ausbruch des Krieges.30 
Dabei ging der Jurist Kantorowicz nach 
den Regeln einer strafrechtlichen Argu-
mentation vor, prüfte sorgfältig Tatbe-
stände und kam zu dem Schluss, dass die 
Mittelmächte Deutschland und Öster-
reich-Ungarn, aber ebenso Großbritan-
nien, Frankreich, Russland und Serbien 
sich der „Friedensgefährdung“ schuldig 
gemacht hätten. Während er Wilhelm II. 
in einem ausführlichen Kapitel nur ver-
minderte Zurechnungsfähigkeit zubil-
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ligte, seien am „Friedensbruch“ in erster 
Linie Deutschland, Österreich-Ungarn, 
Frankreich und Russland schuldig ge-
wesen, wobei die Führungen in Berlin 
und Wien als Hauptschuldige zu be-
trachten seien. Weil dieses Gutachten 
die Position Deutschlands zu schwä-
chen schien, setzten Regierungskreise 
und Vertreter des Auswärtigen Amts 
durch, dass es nicht veröffentlicht wur-
de und erst 1967 aus dem Nachlass pub-
liziert werden konnte.

Vor diesem Hintergrund traten alle Nach-
kriegsgesellschaften nach 1919 in einen 
regelrechten Wettlauf um den wissen-
schaftlichen Nachweis von Schuld und 
Unschuld ein – Kriegssammlungen und 
die Sammlungen staatlicher Dokumen-
te in Archiven wurden jetzt zu entschei-
denden Ressourcen. Schon während des 
Krieges hatten alle am Krieg beteiligten 
Staaten in umfassenden Dokumentati-
onen, sogenannten „Farbbüchern“, den 
Bruch völkerrechtlicher Normen durch 
die Gegenseite zu beweisen versucht. 
Und genau diese institutionalisierten 
Gedächtnisse des Krieges traten jetzt im 
internationalen Deutungskampf um die 
Friedensverträge nach 1919 in den Mit-
telpunkt – die Archive wurden zur Waffe 
im Kampf um die politisch-historische 
Interpretation des Krieges und gegen 
die Friedensbestimmungen. An diesem 
Prozess waren ehemalige Kriegskorres-
pondenten beteiligt, aber ebenso die neu 
eingerichteten Kriegsmuseen, -archive 
und -bibliotheken, so etwa in Deutsch-
land die „Stuttgarter Weltkriegsbiblio-
thek“, aus der später die „Bibliothek für 
Zeitgeschichte“ hervorgehen sollte, in 
Paris die „Bibliothèque de Documen-
tation Internationale Contemporaine“, 
das „Imperial War Museum“ in London, 
sowie das „Australian War Memorial“ in 
Canberra mit eigenen Sammlungen.

Weil die „Farbbücher“ durch ihre of-
fenkundige Propagandafunktion nach 
Kriegsende diskreditiert waren, traten 
an ihre Stelle nun großangelegte Pu-
blikationsvorhaben, aus denen sich ein 
regelrechter „Krieg der Dokumente“ 
entwickelte, der wie eine Fortsetzung 
des Krieges mit den Waffen nationaler 
Wissenschaften und auf der Basis histo-
rischer Dokumente wirkte. Die großen 
Quellenpublikationen sollten mit wis-
senschaftlichem Anspruch und durch 
die Berufung vermeintlich unabhängi-
ger Verantwortlicher die eigene Position 
in der Kriegsschulddebatte stärken. Die 
Pariser Friedenskonferenz wirkte dabei 
als Anlass, doch verlängerten die Ver-
öffentlichungen vor allem die Ausein-
andersetzung mit dem Schuldkomplex 
weit über den Abschluss der Friedens-
verträge hinaus.

Das galt bereits für die Darstellung des 
Schweizer Publizisten Hermann Stege-
mann ebenso wie für die zehnbändige 
Reihe „Der Große Krieg“ des ehemali-
gen deutschen Generalleutnants Max 
Schwarte.31 Die deutschen Quellenpu-
blikationen in den 1920er Jahren erschie-
nen mit dem ausdrücklichen Ziel, die 
unterstellte Kriegsschuld zu widerlegen. 
Das galt exemplarisch für die 1925 vom 
Reichsarchiv begründete Dokumenta-
tion „Der Weltkrieg 1914–1918“, die erst 
1956 vom Bundesarchiv abgeschlossen 
wurde. Formal entstand diese Reihe 
nicht mehr unter der Regie der „Kriegs-
geschichtlichen Abteilung beim Chef des 
Generalstabs“, die direkt nach dem Ab-
schluss des Waffenstillstands die deut-
sche Delegation mit Denkschriften und 
Dokumentationen versorgt hatte, um die 
Vorwürfe der Siegermächte zu entkräf-
ten, sondern unter der Leitung einer neu-
en zivilen Behörde, eben des im Septem-
ber 1919 gegründeten Reichsarchivs.32 
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Dessen Gründung war institutionell, wie 
oben angedeutet, zunächst eine Folge 
des Versailler Vertrages. Die Auflösung 
des Großen Generalstabs nach Artikel 
160 bedeutete, dass dessen Bestände mi-
litärischer Archivalien einer neuen Be-
hörde zugeordnet werden mussten, die 
zum 1. Oktober 1919 
als zivile zentrale Be-
hörde unter der Lei-
tung des Präsiden-
ten Hermann Ritter 
Mertz von Quirn-
heim eingerichtet 
wurde. Aus den mit 
der Verwaltung der 
Kriegsakten betrau-
ten Abteilungen des 
Generalstabs entwi-
ckelte sich den Bestimmungen des Ver-
sailler Friedensvertrags entsprechend 
bald ein Reichsarchiv mit der Zustän-
digkeit auch für die Bestände aller zivi-
len Reichsressorts seit der Gründung des 
Norddeutschen Bundes 1867.

Die Umwandlung der Kriegsgeschicht-
lichen Abteilung in ein Reichsarchiv 
wirkte auf organisatorischer Ebene 
wie eine Distanzierung von der bis-
herigen Militärgeschichtsschreibung 
des Kaiserreichs. Doch dieser Eindruck 
täuschte.33 Denn die Reihe „Der Welt-
krieg 1914–1918“ setzte die militärisch 
geprägte Historiographie mit einem 
einseitigen Fokus auf die Tätigkeit des 
Generalstabs fort. Nicht die wissen-
schaftlich-kritische Aufarbeitung durch 
Archivare und Geschichtswissenschaft, 
sondern die propagandistische Wir-
kung in die deutsche Öffentlichkeit 
hinein stand im Zentrum. Die „Ehre des 
Deutschen Heeres“ sollte wiederherge-
stellt werden, indem man die Kritik an 
der deutschen Kriegführung im In- und 
Ausland vehement zurückwies.34

So setzte sich der Krieg in den Köp-
fen zunächst im „Krieg der Dokumen-
te“ fort, prägte die großen Reihenwer-
ke über das Kriegsgeschehen nach 1919 
und entfachte eine regelrechte Publi-
kationswelle, die auf enorme Reso-
nanz stieß. Eine deutsche Bibliographie 

zum Thema umfass-
te 1925 bereits 200 
Seiten, und ein von 
Max Graf Montgelas 
verfasster bibliogra-
phischer Leitfaden 
zur Kriegsschuldfra-
ge brachte es in kur-
zer Zeit zu mehreren 
Auflagen. Die Jah-
resbände der 1922 
begründeten und 

von der Reichsregierung finanzierten 
Zeitschrift „Die Kriegsschuldfrage“ um-
fassten bis zu 1.200 Seiten.35 

Die Kriegsschulddebatte blieb nicht 
auf Texte beschränkt. 1924 erschien 
das Quellenwerk „Bilddokumente zur 
Kriegsschuldfrage“, mit dem man aus 
der deutschen Perspektive die Verant-
wortung der Entente beweisen und 
Deutschlands Verantwortung für den 
Kriegsausbruch zurückweisen wollte. 
Exemplarisch stellte das Quellenwerk 
zwei Fotos einander gegenüber: Auf 
dem einen konnten die Leser Kaiser 
Wilhelm II. betrachten, wie er sich im Juli 
1914 auf seiner Yacht einschiffte – das 
Bild einer friedlichen Sommerreise, 
die keinerlei Hinweis auf die der deut-
schen Führung unterstellte Kriegspo-
litik enthielt. Das andere Foto zeigte 
den französischen Staatspräsidenten 
Raymond Poincaré und den russischen 
Zaren Nikolaus gemeinsam in einer 
Kutsche. Die Aufnahme stammte vom 
gleichzeitig stattfindenden Staatsbe-
such des französischen Staatspräsiden-

Im Zentrum stand nicht 
die wissenschaftlich-

kritische Aufarbeitung, 
sondern die propagandis-

tische Wirkung.
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ten in Petersburg im Sommer 1914. Die 
suggestive Gegenüberstellung beider 
Bilder legte die Interpretation nahe, dass 
beide Staatschefs gerade dabei waren, 
den Krieg gegen Deutschland zu planen 
und verwies zudem auf eine scheinbar 
ununterbrochene Kontinuität franzö-
sischer Kriegsziele gegen Deutschland 
und eine Revanche für 1871.36

Von 1922 bis 1927 erschien die vierzig-
bändige Quellensammlung „Die Große 
Politik der Europäischen Kabinette 
1871–1914“, die von dem Orientalisten 
und Missionar Johannes Lepsius und 
dem Historiker Friedrich Thimme 
begründet wurde und auf Archivmate-
rial des Auswärtigen Amts zurückgriff, 
um die internationale Einkreisung 
Deutschlands vor 1914 zu dokumen-
tieren, gegen die man sich habe wehren 
müssen.37 Dieses geschichtspolitische 
Interpretationsziel bestimmte die the-
matische Anordnung der Dokumente 
und ihre Kommentierung in den Fuß-
noten. Gleichzeitig setzte die deutsche 
Publikationsoffensive die anderen ehe-
maligen Kriegsparteien unter Druck, 
ihre eigenen Quellen zu publizieren.

Tatsächlich folgten ab Mitte der 1920er 
Jahre entsprechende britische und fran-
zösische Quellenwerke, so durch George 
P. Gooch und Harold Temperley in den 
„British Documents on the Origins of 
the War“, die zwischen 1926 und 1938 er-
schienen und eine sorgfältige, prinzipi-
ell ergebnisoffene Dokumentation be-
gründeten.38 Ab 1929 wurde schließlich 
in Frankreich mit der Publikation der 
„Documents Diplomatiques Françaises 
1871–1914“ begonnen, in die man trotz 
erheblicher politischer Einflussnahme 
auch Quellen aufnahm, die einer deut-
schen Alleinschuld am Kriegsausbruch 
widersprachen. Als besonders einfluss-

reich erwiesen sich seit den 1920er Jah-
ren die Arbeiten des französischen His-
toriker Pierre Renouvin, weil er mit der 
Verantwortung der Regierungen in Ber-
lin und Wien für den Kriegsausbruch in 
den Augen vieler Franzosen die Bestim-
mungen des Versailler Vertrags recht-
fertigte.39

„Versailles“: Die Kluft zwischen 
subjektiver Wahrnehmung  
und politischen Handlungsmög-
lichkeiten in Deutschland 
Die Öffnung und Mobilisierung der 
Archive als Speicher historischer Doku-
mente nach 1918 zeigte exemplarisch, 
wie mit selektiv ausgewählten Doku-
menten, mit Vorworten und Fußnoten 
eine eigene Geschichtspolitik um sich 
griff. Sie ließ eine gezielte politische 
Instrumentalisierung der Archive als 
nationale Orte angemaßter historischer 
Wahrheit zu, und sie setzte den Krieg 
der Köpfe fort, übersetzte den Kultur-
krieg der europäischen Intellektuellen 
vom Sommer 1914 in den Kampf um 
die Deutungshoheit über die Kriegs-
schuld nach dem Sommer 1919. Aber 
darin ging das komplizierte Verhältnis 
der Deutschen zum Versailler Friedens-
vertrag und die unterstellte Kriegs-
schuld nicht auf. Zwischen der Wahr-
nehmung des Friedensvertrags durch 
die Deutschen und der Substanz der 
Bedingungen, zwischen Emotionalisie-
rung und Schuldkomplex auf der einen 
und veränderten Handlungsbedingun-
gen auf der anderen Seite musste man 
genau unterscheiden.

Die materiellen Bedingungen des Ver-
trags waren ohne Zweifel hart, doch sie 
stellten weder die territoriale Integrität 
des Reiches in Frage, noch zerstörten 
sie von vornherein die ökonomische 
Potenz Deutschlands.40 Die maritimen 
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Kolonien hatten große symbolische 
Bedeutung für die weltpolitischen 
Ansprüche des Kaiserreiches besessen, 
doch ihre ökonomische Bedeutung 
war begrenzt gewesen. Mit der Abtre-
tung Nordschleswigs an Dänemark 
und des Reichslandes Elsass-Lothrin-
gen an Frankreich hatten die meisten 
Deutschen nach dem November 1918 
gerechnet. Schwerer wogen die an 
Polen verlorenen Territorien und die 
Besetzung des Rheinlands, während 
die mehrheitlich deutsch bewohnten 
kleinen Kunststaaten unter Verwaltung 
des Völkerbundes in Danzig, im Memel-
gebiet und an der Saar konfliktträchtige 
Provisorien darstellten.41

In Osteuropa bot das Ende der drei 
Großreiche und die Entstehung neuer 
Klein- und Mittelstaaten mit großen 
Minderheiten die mittel- und lang-
fristige Chance, die deutsche Position 
durch eine entsprechende Wirtschafts- 
und Kulturpolitik auszubauen, zumal 
sich erst erweisen musste, ob aus dem 
„cordon sanitaire“ der ostmitteleuro-
päischen Staaten eine stabile französi-
sche Machtstellung erwachsen würde.42 
Doch diese Chancen wurden damals 
kaum erkannt. Vorherrschend war in 
diesem Sommer ein anderer Eindruck.

Als Ernst Troeltsch im Juli 1919 diagnos-
tizierte, dass das „Traumland der Waffen-
stillstandsperiode, wo jeder sich ohne 
die Bedingungen und realen Schlussfol-
gerungen des bevorstehenden Friedens 
die Zukunft phantastisch, pessimistisch 
oder heroisch ausmalen konnte“, nun-
mehr „geschlossen“ sei, fiel seine außen-
politische Bilanz denkbar pessimistisch 
aus: „Frankreich wird der kontinentale 
Verwalter Englands sein. Der Völker-
bund, der wie jeder Völkerbund einer 
beherrschenden Macht bedarf, ist das 

angelsächsische Weltregiment, das die 
beiden großen Nationen trotz scharfer 
Gegensätze doch durchführen werden. 
Damit ist das Ende der modernen Ge-
schichte doch ähnlich dem der alten. 
Auch Rom war ein Völkerbund, und 
unser Völkerbund wird die englische 
Weltherrschaft sein. Zugleich ist dieses 
angelsächsische Imperium der Sieg des 
angelsächsischen Individualismus […]. 
Die europäischen Völker werden zwei-
sprachig werden, für die Welt englisch 
reden und schreiben müssen und für 
ihre Privatzwecke ihre alten Sprachen 
wie Dialekte weiter benützen.“43

Zunächst setzte im Januar 1920 für die 
deutsche Republik eine krisenhafte Pha-
se ein, die innenpolitisch von den Hypo-
theken der Revolution bestimmt war 
und in der gleichzeitig die ungelösten 
Probleme der Friedenskonferenz mit 
großer Wucht zurückkehrten; zudem 
verschränkten sich beide Ebenen immer 
wieder und verstärkten sich gegenseitig. 
Zur zweiten Runde im Ringen um die 
Nachkriegsordnung trug entscheidend 
bei, dass Sieger wie Besiegte aus unter-
schiedlichen Motiven eine Revision der 
Friedensbedingungen anstrebten und 
damit den fragilen Charakter zahlrei-
cher in Paris gefundener Kompromisse 
unterstrichen.

Bereits am 8. Mai 1919 hatte Kurt Tuchols-
ky in der „Weltbühne“ geschrieben: 
„Wir haben in Deutschland keine Revo-
lution gehabt – aber wir haben eine Ge-
genrevolution.“44 Tatsächlich gewannen 
gegenrevolutionäre Kräfte nach dem 
Juni 1919 noch einmal erheblich an 
Stärke, nachdem sie bereits durch den 
Einsatz von Freikorps die Übergangs-
phase direkt nach dem 11. November, 
die Krise um die Jahreswende 1918/19 
und im Frühjahr die Niederschlagung 
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der Münchner Räterepublik bestimmt 
hatten. Die Unterzeichnung des Versail-
ler Vertrags verstärkte die Polemik ge-
gen die Ergebnisse der Revolution und 
die Wirkung der Dolchstoßlegende, weil 
man alle verhassten Konsequenzen des 9. 
und 11. November 1918 wie des 28. Juni 
1919 der Republik anlasten konnte. Das 
prägte die kritische Phase der Republik 
vom Kapp-Putsch im März 1920 bis zum 
Hitler-Putsch im November 1923. 

Doch als im November 1923 der dilettan-
tische Putsch Adolf Hitlers in München 
niedergeschlagen wurde, die letzte Welle 
von Separatisten-Aufständen im Rhein-
land und kommunistischer Revolten in 
Mitteldeutschland und Hamburg auslief, 
hatte die Republik ihre bislang schwers-
te Krise überwunden. Das Jahr 1923 be-
wies, dass es trotz mehrfacher Belastung 
keine per se aussichtslose Situation gab. 
Ohne Zweifel stellten der Versailler Frie-
densvertrag und der lange Kampf um die 
Umsetzung seiner Bestimmungen eine 
massive Belastung für die Legitimität der 
Republik dar, und ein moderater Frie-
densschluss hätte für die erste deutsche 
Demokratie eine bessere Ausgangspositi-
on für die Krisenpha-
se ab 1928 bedeutet. 
Aber Adolf Hitlers 
Machtergreifung al-
lein mit dem Versail-
ler Vertrag zu erklä-
ren, verzerrt das Bild. 
Wenn der Grund für 
das Scheitern der 
Weimarer Republik primär im Friedens-
schluss von Versailles gelegen hätte, dann 
hätte die erste deutsche Demokratie das 
Jahr 1923 kaum überleben dürfen.

Was 1923 von 1933 unterschied, war vor 
allem das Fehlen einer mehrheitsfähi-
gen Systemalternative, die weder auf 

der radikalen Linken noch auf der radi-
kalen Rechten existierte. Die Angst vor 
einer Besetzung des gesamten Reichs-
gebietes durch französische Truppen 
war auf der Seite der radikalen Rechten 
und der Reichswehr am Ende größer 
als ihre Bereitschaft, einen erneuten 
Putsch zu unternehmen. Nur die radi-
kalen Gruppen um die NSDAP waren zu 
diesem Risiko bereit, aber der Ausgang 
des 9. November 1923 in München un-
terstrich deren Minderheitenposition. 
Demgegenüber hatten die letzten Auf-
standsversuche der radikalen Linken 
1921 und 1923 bewiesen, dass es keine 
Massenbasis mehr gab, die im Ruhr-
kampf 1920 noch Zehntausende mobi-
lisiert hatte.45

Am Ende des Krisenjahres 1923 und 
nach einer fast ununterbrochenen inne-
ren und äußeren Belagerung der deut-
schen Republik seit dem 9. November 
1918 erlebte der 16-jährige Sebastian 
Haffner den Berliner Weihnachtsmarkt. 
Die Menschen kauften wieder Dinge für 
wenige Pfennige, die vor kurzem noch 
Millionen und Milliarden gekostet hat-
ten: „Alles kostete zehn Pfennige und 

jeder kaufte Klap-
pern, Marzipantiere 
und sonstiges kindi-
sches Zeug, nur um 
sich zu beweisen, 
dass man wieder et-
was für zehn Pfen-
nige kaufen konnte. 
Vielleicht auch um 

das letzte Jahr, die ganzen letzten zehn 
Jahre, zu vergessen und sich wieder wie 
ein Kind zu fühlen.“ Erst jetzt, fünf Jahre 
nach dem Ende des Weltkrieges, stellte 
sich ein Gefühl des Friedens ein, dem 
man bei allen Belastungen vielleicht 
doch trauen konnte. Was für die Preise 
nach der Hyperinflation galt, schien ein 

Archive bilden ein Gehäuse 
der Zivilisiertheit  

zur Selbstverständigung  
von Kulturen.
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Signum für die Zeit: „An allen Ständen 
hingen Plakate: ‚Friedenspreise wieder‘. 
Zum ersten Mal sah es wirklich nach 
Frieden aus.“46

Ausblick: Das Archiv zwischen 
geschichtspolitischer  
Mobilisierung und offenem 
Wissensspeicher
Im ersten Band des Zedlerschen Uni-
versal-Lexikons aus dem Jahr 1732 
wurde das Archiv als ein „gewisser Ort“ 
definiert, in dem die „Instrumenta pu-
blica und andere wichtige und gehei-
me Sachen, die den Staat und Jura des 
Fürsten und seines Landes anbetreffen, 
verwahret werden.“47 Auch die Definiti-
on der Encyclopédie von Diderot und 
D’Alembert wies in diese Richtung und 
betonte die hoheitliche Bedeutung des 
Archivs. Zu dessen Einrichtung und 
Unterhaltung war in der Bestimmung 
des Zedlerschen Universal-Lexikons 
ausschließlich der fürstliche Souverän 
befugt. Spätestens mit der Französi-
schen Revolution trat die hoheitliche 
Bindung zurück, während das Recht auf 
Benutzung in den Vordergrund rückte.

Ansätze dazu hatte es bereits zuvor ge-
geben: So waren Archive bereits in der 
Frühen Neuzeit für Publikationen von 
amtlich-offiziellem Charakter herange-
zogen worden, etwa in den sogenannten 
„Deduktionen“. Sie entsprachen dem 
modernen Genre des Weißbuchs und 
dienten dazu, die Politik eines Fürs-
ten durch eine ausformulierte und ge-
druckte juristische Auseinandersetzung 
in der politischen Öffentlichkeit und vor 
Gericht zu legitimieren. In diesen Texten 
kam dem Belegteil eine entscheidende 
Bedeutung zu. In seinem Umfang häu-
fig weit über die eigentliche Darstellung 
hinausgehend, setzte er den Rückgriff 
auf die hoheitliche archivalische Über-

lieferung voraus. Das aber bedeutete im 
Prinzip, die Arkanqualität des Archivs zu 
durchbrechen. Bereits in den Auseinan-
dersetzungen um die Rechte des eng-
lischen Parlaments im 17. Jahrhundert 
waren Archivalien dezidiert als Mittel 
der politischen Auseinandersetzung in-
strumentalisiert worden.48

Der Erste Weltkrieg als Medien- und 
Kommunikationskrieg, die Mobilisie-
rung der Öffentlichkeit, die Kriegs-
propaganda mit ihrer Zuspitzung von 
Selbst- und Feindbildern gaben dieser 
langfristigen Entwicklung eine neue 
Qualität. Kriegssammlungen, Museen, 
Bibliotheken und Archive wurden als 
Speicher vermeintlich „nationaler Wahr-
heit“ zum Ausgangspunkt eines erbitter-
ten Kampfes um die Deutungshoheit 
über die Begründung des Krieges und die 
Bedingungen des Friedens. Doch aus der 
programmatischen Öffnung der Geheim-
archive des Zaren durch die Bolsche-
wiki im Oktober 1917, aus dem Kampf 
gegen das Arkanum der Geheimdiplo-
matie, resultierte zunächst keine zweck-
freie wissenschaftliche Aufarbeitung, 
sondern eine politisch-ideologische In-
strumentalisierung der Quellen. Aus die-
sem Kontext entstand seit dem Ende des 
Krieges der Kampf um die Dokumente 
und die Mobilisierung der Wissenschaft, 
zumal der Geschichte und des Völker-
rechts. Eine neuartige öffentliche und 
vor allem geschichtspolitische Relevanz 
der Archive zeichnete sich ab, die sich in 
den Auseinandersetzungen um die un-
terstellte deutsche Schuld am Ausbruch 
des Krieges und die Totalisierung der 
Kriegsgewalt exemplarisch entfaltete.

Die Gründung des Reichsarchivs im Jahr 
1919 stand zunächst in diesem Problem-
zusammenhang. Aber die langfristige 
Geschichte dieser Institution über das 
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Bundesarchiv bis in unsere Gegenwart 
erzählt eben auch eine ganz andere Ge-
schichte. Es ist die Geschichte einer In-
stitution als offener und öffentlicher 
Wissensspeicher, als zugänglicher Ort 
für wissenschaftliche Erkenntnis, Erin-
nerung und Überprüfung, als Basis der 
Forschung und Vermittlung, der Kom-
munikation, des Suchens, Abwägens, 
Argumentierens, Differenzierens – mit-
hin zur Abwehr von Halbwissen und 
Halbbildung. 

Wer das in historischen Beständen auf-
gehobene, kondensierte kulturelle Ge-
dächtnis einer Gesellschaft in belastbares 
Wissen und sinnhafte Deutung der Ver-

gangenheit übersetzen will, der braucht 
Archive – nicht im Sinne der Geschichts-
politik, der Instrumentalisierung poli-
tisch selektierter Dokumente, sondern 
auf der Basis von Transparenz und Über-
prüfbarkeit, auf der Grundlage von Fra-
gen, die jede Generation neu stellen muss. 
Archive dienen nicht dem historischen 
Kulissenzauber, sie bilden vielmehr ein 
Gehäuse der Zivilisiertheit, das Kulturen 
zur eigenen Selbstverständigung benöti-
gen – heute mehr denn je.

Prof. Dr. Jörn Leonhard ist Inhaber  
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